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Geſetzblatt 
für die Freie Stadt Danzig 


2 eee 
Nr. 41 Ausgegeben Danzig, den 1. Juni 1923 
Inhalt. Geſetz über ſtandesamtliche Gebühren (S. 615). — Geſetz über den Beitritt der Freien Stadt 

ber die internationale Regiſtrierung von Fabrik- oder Handelsmarken (S. 616). — 


Danzig zu dem Madrider Abkommen it 

Verordnung wegen Abänderung des § 15 des Umſatz⸗ und Luxusſteuergeſetzes vom 4. Juli 11922 (S. 620). — 
Verordnung betreffend Abänderung der Ausführungsbeſtimmungen zum Umſatz- und Luxusſteuergeſetz vom 4. Juli 1922 
24. November 1922 (S. 620) — Verordnung zur Ab⸗ 


(Geſ.-Bl. S. 149 ff.) in der Faſſung der Verordnung vom 
nb Aenderung der Ferngeſprächs⸗ 


änderung der Fernſprechordnung vom 9. Januar 1923 (S. 622). — Verordnung betreffe 
gebühren im Verkehr mit Deutſchland (S. 623). 


191 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Geſetz . 
über ſtandesamtliche Gebühren. Vom 16. 5. 1923. 
Artikel 1. 
Das Geſetz über die Beurkundung des Perſonenſtandes und die Eheſchließung vom 6. Februar 
1875 (Reichsgeſetzbl. S. 23) wird wie folgt geändert: 2 
I. Im § 16, Abſatz 1 wird folgender zweiter Satz angefügt: % 
Für Verhandlungen, die ſich auf die Eingehung einer Ehe, beziehen, werden die nach 
dem angehängten Tarife zuläſſigen Gebühren und Auslagen erhoben. 
Im Abſ. 2 Satz 1 werden die Worte „nach dem angehängten Tarife zuläſſigen Gebühren“ 
durch die Worte „tarifmäßigen Gebühren und Auslagen“ erſetzt. f 
Im Abſatz 2 Satz 2 werden die Worte „und bei Unvermögen der Beteiligten“ geſtrichen. 
Hinter Abſatz 2 wird folgende Vorſchrift als beſonderer Abſatz eingefügt: 
Bei Unvermögen der Beteiligten werden Gebühren und Auslagen nicht erhoben. Der 
Standesbeamte kann die Koſten aus Billigfeitsgründen ermäßigen oder ſtunden. 
Ar tikel 2. 
Dem genannten Geſetz wird folgender Tarif angehängt: 
Gebührentarif. 
I. Gebührenfrei find die nach 8 54 oder zum Zwecke der Taufe oder Beerdigung erteilten Be⸗ 
ſcheinigungen. 


II. An Gebühren kommen in Anſatz: : 
1. Für Vorlegung der Regiſter zur Einſicht, und zwar für jeden Jahrgang einhundert Mark, 


für mehrere Jahrgänge zuſammen jedoch höchſtens DR dreihundert Mark, 
2. für jeden beglaubigten Auszug aus den Regiſtern mit Einſchluß der 
. ᷣ y . ĩðᷣ ee zweihundert Mark, 


bezieht ſich der Auszug auf mehrere Eintragungen und erfordert derſelbe 
das Nachſchlagen von mehr als einem Jahrgang oder Regiſter, (für 


jeden weiteren nachzuſchlagenden Jahrgang) nooc ee zweihundert Mark, 
WED. / Bee, nen ſechshundert Mark, 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 9. 6. 1923). 
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3. für die nachträgliche Beiſchreibung eines Randvermerks auf einent 
Auszug Se ee fit epee einhundert Mark. 


Wird die Beiſchreibung mehrerer Vermerke auf demſelben Auszug 
gleichzeitig beantragt, ſo wird die Gebühr nur einmal erhoben. 
4. für ein zweites und jedes weitere Stück eines Auszuges oder für eine 
zweite und weitere Beiſchreibung desſelben Randvermerks, wenn ſie 
gleichzeitig beantragt werdanun die Hälfte der Gebühr 
g nach Nr. 2, 3, 
für die Entgegennahme des Antrages auf Anordnung des Aufgebots zweitauſend Mark. 
Iſt eine Bekanntmachung des Aufgebots im Ausland erforderlich, 
oder kommt ausländiſches Recht zur Anwendung, ſo kann die Gebühr 
bis auf zehntauſeud Mark erhöht werden. 
Hat eine Aufgebotsverhandlung nicht ſtattgefunden, ſo wird die 
Gebühr (Wf. 1, 2) für die Eheſchließung erhoben. 


. 


eee. 


6. für die Abnahme einer eidesſtattlichen Verſicherung nach § 45 Abſ. 4 fünfhundert Mark- 
7. für die Beſcheinigung nach § 49 2. ee es zweihundert Mark, 
8. für die ſchriftliche Ermächtigung nach 8 1321 des Bürgerlichen Geſetz⸗ 

buches, wenn ſie nicht gleichzeitig mit der Beſcheinigung nach § 49 

beantragt wirre ee ee betes zweihundert Mark, 
9. für die Eheſchließung vor einem anderen Standesbeamten als demjenigen, 

welcher das Aufgebot angeordnet ha eintauſend Mark, 


10. für die Eheſchließung, die außerhalb des Amtsraumes oder der Dienſt⸗ 
ſtunden erfolgt, außer wenn ein Verlobter wegen Krankheit nicht 
erſcheinen kann, zufäßlih . hett... zehntauſend Mark. 
Als bare Auslagen (§ 16 Abſ. 1, 2) werden nur erhoben Poſt⸗, Fernſprech⸗ und Fernſchreib⸗ 
gebühren, die Vergütung für einen bei der Aufgebotsverhandlung oder bei der Eheſchließung zugezogenen 
Dolmetſcher ſowie bei einer Eheſchließung außerhalb des Amtsraumes oder der Dienſtſtunden Tagegelder 
und Fahrkoſten des Standesbeamten. Wird ein Schreiben nicht durch die Poſt, ſondern durch einen 
7 Boten beſtellt, ſo kann für die Beſtellung ein Betrag bis zur fünffachen Höhe der Poſtgebühren 
erhoben werden. Artikel 3. 
Dieſes Geſetz tritt am 10. Juni 1923 in Kraft. 
Mit dem gleichen Tage tritt die Verordnung des Staatsrats vom 30. April 1920 (Staatsanzeiger 
S. 81) außer Kraft. 
Bei weſentlicher Anderung der wirtſchaftlichen Verhältniſſe kann der Senat die Gebühren 
anderweitig feſtſetzen. 
Danzig, den 16. Mai 1923. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 


Sahm. Schümmer. 


192 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Geſetz 
über den Beitritt der Freien Stadt Danzig zu dem Madrider Abkommen über die 
internationale Regiſtrierung von Fabrik- oder Handelsmarken. Vom 25. 5. 1923. 
Sa 
Dem Beitritt der Freien Stadt Danzig zu dem Madrider Abkommen vom 14. April 1891 über 


die internationale Regiſtrierung von Fabrik- oder Handelsmarken, revidiert in Brüſſel, am 14. Dezember 
1900 und in Waſhington am 2. Juni 1911 wird zugeſtimmt. Das Abkommen wird nachſtehend veröffentlicht. 
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§ 2. 
Der beim Amt für gewerblichen Rechtsſchutz einzureichende Antrag auf internationale Regiſtrierung 
(Artikel 1 des Abkommens) iſt auch für ſolche Waren zuläſſig, die vor dem Beitritt der Freien Stadt 
in die Zeichenrolle eingetragen worden ſind. ; : 
Für jedes Zeichen ijt außer der im Artikel 8 Satz 2 des Abkommens vorgeſehenen internationalen 
Gebühr eine Gebühr von 15000 Mark zu entrichten. Der Senat der Freien Stadt kann die letzt⸗ 
genannte Gebühr jederzeit erhöhen oder herabſetzen. 
8 3. 
Die zur Ausführung dieſes Geſetzes erforderlichen Vorſchriften erläßt der Senat. 
8 4. 
Der Beitritt der Freien Stadt Danzig zu dem Madrider Abkommen iſt mit dem 20. März. 
1923 wirkſam geworden. 
Danzig, den 24. Mai 1923. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Pertus. i 


Madrider Abkommen 
vom 14. April 1891 betr. die internationale Regiſtrierung von Fabrik- oder Handelsmarken, 
revidiert in Brüſſel am 14. Dezember 1900 und in Waſhington am 2. Juni 1911. 
abgeſchloſſen zwiſchen 
Oſterreich, Ungarn, Belgien, Braſilien, Cuba, Spanien, Frankreich, Italien, Mexiko, den Niederlanden, 
Portugal, der Schweiz und Tunis. 
Die Unterzeichneten haben auf Grund ordnungsmäßiger Vollmachten ihrer Regierungen in 
gemeinſamer Übereinſtimmung die folgende Vertragsfaſſung feſtgeſtellt, die an die Stelle des zu Madrid 
am 14. April 1891 unterzeichneten Abkommens und der zu Brüſſel am 14. Dezember 1900 unter⸗ 


zeichneten Zuſatzakte treten ſoll: 
Artikel 1. 
Die Untertanen oder Bürger eines jeden der vertragſchließenden Länder können ſich den Schutz 


ihrer im Urſprungslande zur Hinterlegung zugelaſſenen Fabril⸗ oder Handelsmarken in allen übrigen 


N vertragſchließenden Ländern dadurch ſichern, daß ſie die Marken durch Vermittlung der Behörde des 
Urſprungslandes bei dem internationalen Büro in Bern hinterlegen. 
| Artitel 2. 


Den Untertanen oder Bürgern der vertragſchließenden Länder werden gleichgeſtellt die Unter⸗ 
tanen oder Bürger der dem gegenwärtigen Abkommen nicht beigetretenen Länder, die in dem Gebiete 
des durch dieſes Abkommen begründeten engeren Verbandes den durch Artikel 3 der Hauptübereinkunft 


feſtgeſetzten Anforderungen genügen. 
Artikel 3. 


Das internationale Büro trägt die gemäß Artikel I hinterlegten Marken ohne weiteres in ein 
Regiſter ein. Es zeigt dieſe Regiſtrierung den verſchiedenen Behörden an. Die regiſtrierten Marken 
werden in einem von dem internationalen Büro regelmäßig herausgegebenen Blatt unter Verwendung 
der in dem Regiſtrierungsgeſuch enthaltenen Angaben und eines vom Hinterleger gelieferten Druckſtockes 
veröffentlicht. Wenn der Hinterleger die Farbe als unterſcheidendes Merkmal ſeiner Marke in Anſpruch 
nimmt, ſo iſt er verpflichtet: 

1. es ausdrücklich zu erklären und ſeiner Anmeldung einen Vermerk beizufügen, der die in 
Anſpruch genommene Farbe oder Farbenzuſammenſtellung angibt; 
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2. feinem Antrag farbige Darſtellungen der Marke beizulegen, die den Anzeigen des Inter⸗ 


nationalen Büros beigefügt werden. Die Zahl dieſer Darſtellungen wird durch die Aus- 
führungsordnung feſtgeſtellt. 

Um die regiſtrierten Marken in den vertragſchließenden Ländern zur allgemeinen Kenntnis zu 
bringen, erhält jede Behörde von dem Internationalen Büro unentgeltlich die von ihr gewünſchte Anzahl 
von Stücken der obenerwähnten Veröffentlichung. Dieſe Bekanntgabe hat in allen vertragſchließenden 
Ländern als in jeder Hinſicht ausreichend zu gelten; vom Hinterleger darf keine weitere gefordert werden. 


Artikel 4. 

Von dem Zeitpunkt der hiernach im Internationalen Büro vollzogenen Regiſtrierung an iſt die 
Marke in jedem der vertragſchließenden Länder ebenſo geſchützt, wie wenn ſie dort unmittelbar hinterlegt 
worden wäre. 

Jede Marke, die innerhalb von 4 Monaten ſeit dem Tage der Hinterlegung im Urſprungsland 
international regiſtriert worden iſt, genießt das durch Artikel 4 der Hauptübereinkunft feſtgeſetzte 
Prioritätsrecht. 

Artikel 4 b. 


Wenn eine in einem oder mehreren der vertragſchließenden Länder bereits hinterlegte Marke 
ſpäter von dem Internationalen Büro zu Gunſten desselben Inhabers oder feines Rechtsnachfolgers 
regiſtriert worden iſt, ſo tritt die internationale Regiſtrierung an die Stelle der früheren nationalen 
Regiſtrierung unbeſchadet der durch letztere erworbenen Rechte. . 


Artikel 5. 

Die Behörden, denen das Internationale Büro die Regiſtrierung einer Marke anzeigt, ſind in 
den Ländern, deren Geſetze ſie hierzu ermächtigt, zu der Erklärung befugt, daß dieſer Marke der Schutz 
in ihrem Gebiete nicht gewährt werden kann. Eine ſolche Zurückweiſung iſt jedoch nur unter denjenigen 
Vorausſetzungen zuläſſig, die auf Grund der Hauptübereinkunft bei einer zur nationalen Regiſtrierung 
hinterlegten Marke Anwendung finden würden. 

Von dieſer Befugnis müſſen ſie binnen der von ihrem Heimatsgeſetze vorgeſehenen Friſt, 
ſpäteſtens aber innerhalb eines Jahres nach der im Artikel 3 vorgeſehenen Anzeige Gebrauch machen, 
wobei ſie die Zürückweiſungsgründe dem Internationalen Büro anzugeben haben. 

Die derart dem Internationalen Büro bekanntgegebene Erklärung wird von ihm unverzüglich der 
Behörde des Urſprungslandes und dem Eigentümer der Marke übermittelt. Der Beteiligte hat diefelben 
Rechtsmittel, wie wenn die Marke von ihm unmittelbar in dem Lande hinterlegt worden wäre, in 
welchem der Schutz verſagt worden iſt. Artikel 5b. 


Das Internationale Büro erteilt auf Antrag jedem gegen eine Gebühr, die durch die 
Ausführungsordnung feſtgeſetzt wird, eine Abſchrift der mit Bezug auf eine beſtimmte Marke in das 
Regiſter eingetragenen Angaben. Artilel 6 N 


Der durch die Regiſtrierung bei dem Internationalen Büro erlangte Schutz dauert 20 Jahre 
von dem Zeitpunkt dieſer Regiſtrierung an; er kann jedoch nicht für eine Marke in Anſpruch genommen 
werden, die in dem Urſprungslande keinen geſetzlichen Schutz mehr genießt. 


Artikel 7. a 
Die Regiſtrierung kann nach Maßgabe der Vorſchriften der Artikel 1 und 3 jeder Zeit 
erneuert werden. g f 
* ia Sechs Monate vor Ablauf der Schutzzeit weiſt das Internationale Büro die Behörde des 
. Urſprungslandes und dem Eigentümer der Marke auf den Friſtablauf hin. 


3 Artitel 8. 

4 Die Behörde des Urſprungslandes kann nach ihrem Ermeſſen eine Gebühr feſtſetzen und zu 

i ihren Gunſten von dem Eigentümer der Marke, deren internationale Regiſtrierung beantragt wird, 

* | 
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erheben. Zu dieſer Gebühr tritt eine internationale Abgabe von hundert Franken für die erſte Marke 
und von je fünfzig Franken für alle weiteren von demſelben Anmelder gleichzeitig hinterlegten Marken. 
Das Jahreserträgnis dieſer Gebühr wird, nach Abzug der durch die Ausführung dieſes Abkommens 


verurſachten gemeinſamen Koſten, zu gleichen Teilen unter die vertragſchließenden Länder durch das 
internationale Büro verteilt. 5 


Artikel Sb. 

Der Eigentümer einer internationalen Marke kann jederzeit durch eine an die Behörde des 
Urſprungslandes gerichtete Erklärung auf den Schutz in einem oder in mehreren der vertragſchließenden 
Länder verzichten; die Erklärung wird dem Internationalen Büro mitgeteilt und von dieſem den durch 
den Verzicht betroffenen Ländern bekanntgegeben. 


Artikel 9. 

Die Behörde des Urſprungslandes teilt dem Internationalen Büro die Nichtigkeitserklärungen, 
Löſchungen, Verzichtleiſtungen, Ubertragungen und anderen Veränderungen mit, die in bezug auf das 
Eigentumsrecht an der Marke eintreten. Das Internationale Büro trägt dieſe Veränderungen in das 
Regiſter ein, zeigt ſie den Behörden der vertragſchließenden Länder an und veröffentlicht ſie ſogleich 
in ſeinem Blatte. 

Das gleiche Verfahren greift Platz, wenn der Eigentümer der Marke den Antrag ſtellt, die Liſte 
der Erzeugniſſe zu verkürzen, für welche die Marke Anwendung findet. 

Die nachträgliche Hinzufügung eines neuen Erzeugniſſes zu der Liſte kann nur durch eine neue, 
gemäß den Vorſchriften des Artikel 3 bewirkte Hinterlegung erlangt werden. Der Hinzufügung ſteht 
der Erſatz eines Erzeugniſſes durch ein anderes gleich. 


Artitel 9 b. 


Wenn eine im internationalen Regiſter eingetragene Marke auf eine Perſon übertragen wird, 


die in einem anderen vertragſchließenden Lande als dem Urſprungslande der Marke anſäſſig iſt, jo it 
die Übertragung durch die Behörde dieſes Urſprungslandes dem Internationalen Büro anzuzeigen. Das 
Internationale Büro trägt die Übertragung in das Regiſter ein, zeigt ſie, ſobald die Zuſtimmung der 
für den neuen Markeninhaber zuſtändigen Behörde eingegangen iſt, den anderen Behörden an und ver⸗ 
öffentlicht fie in ſeinem Blatte. N 
’ Die vorſtehende Beſtimmung berührt in keiner Weiſe die in den vertragſchließenden Ländern 
geltenden Geſetze, durch welche die Übertragung einer Marke ohne gleichzeitige Übertragung des Gewerbe⸗ 
oder Handelsunternehmens, deſſen Erzeugniſſe durch die Marke gekennzeichnet werden, verboten wird. 
Die Übertragung einer im internationalen Regiſter eingetragenen Marke auf eine Perſon, die 


in keinem der vertragſchließenden Länder anſäſſig iſt, wird in das Regiſter nicht eingetragen. 


Artikel 10. 
Die Behörden werden die Einzelheiten wegen der Ausführung des gegenwärtigen Abkommens 
gemeinſchaftlich ordnen. 
Artikel 11. 

‘ Die dem Verbande zum Schutze des gewerblichen Eigentums angehörenden Länder, die an dem 
gegenwärtigen Abkommen nicht teilgenommen haben, werden auf ihren Antrag und in der durch die 
Hauptübereinkunft vorgeſchriebenen Form zum Beitritt zugelaſſen. ; 

Sobald das Internationale Büro von dem Beitritt eines Landes oder einer ſeiner Kolonien 
zu dem vorliegenden Abkommen in Kenntnis geſetzt worden iſt, ſendet es der Behörde dieſes Landes 
gemäß Artikel 3 eine Sammelanzeige über diejenigen Marken, die zu dieſem Zeitpunkt den internationalen 
Schutz genießen. 5 

- Dieſe Anzeige ſichert von ſelbſt den bezeichneten Marken die Vorteile der vorangehenden Be- 
ſtimmungen in dem Gebiete des beitretenden Landes und ſetzt die Jahresfriſt in Lauf, während welcher 
die beteiligte Behörde die im Artikel 5 vorgeſehene Erklärung abgeben kann. 5 N 


rey 


TE IR 


EE Oe a "Da ande SS SE A M 


CCC 


} 


620 


Artikel 12. 

Das gegenwärtige Abkommen ſoll ratifiziert und die Ratifikationsurkunden ſollen in Waſhington 
ſpäteſtens am 1. April 1913 hinterlegt werden. 

Es tritt einen Monat nach Ablauf dieſer Friſt in Kraft und ſoll dieſelbe Geltung und Dauer 
haben wie die Hauptübereinkunft. 

Zu Urkund deſſen haben die Bevollmächtigten das gegenwärtige Abkommen unterzeichnet. 

So geſchehen zu Waſhington, in einem einzigen Exemplar, am 2. Juni 1911. 

Für Oeſterreich⸗Ungarn: Baron von Hengelmüller 


„ Oeſterreich: Dr. Paul Ritter, Beck v. Mannagetta und Lerchenau 
„ Ungarn: Elemér de Bompery 
„ Belgien: J. Brunet, Georges de Ro, Capitaine 
„ Braſilien: R. de Lima e Silva 
„ Cuba: Antonio Martin Rivero 
„ Spanien: Juan Riano y Gayangos, J. Florenz Poſoda 
„ Frankreich: Pierres Lefévre-Pontalis, G. Breton, Michel Pelleſier, 
e Georges Maillard 
„ Italien: Lazzaro Negrotto Cambiafo Emilio Venezian, G. B. 
Ceccalo 
„ Mexiko: J. de las Fuentes 
„ die Niederlande: Snyder van Wiſſenkerke 
„ Portugal: J. F. H. M. da Franca, Vte d' Akte 
„ die Schweiz: P. Ritter, W. Kraft, Henry Martin 
„ Tunis: E. de Peretti de la Rocca. 
193 Verordnung 


wegen Abänderung des § 15 des Umſatz⸗ und Luxusſteuergeſetzes vom 4. Juli 1922 
(G. Bl. S. 149 fl.). Vom 29. 5. 1923. 
Artikel I. 
Die Beſtimmungen des § 15 des Umſatz⸗ und Luxusſteuergeſetzes vom 4. Juli 1922 (Geſ. Bl! 
S. 149 ff.) werden wie folgt geändert: 
Die in § 15 des Umſatz⸗ und Luxusſteuergeſetzes vom 4. Juli 1922 genannten Preis- 
grenzen werden auf das 70-fache der urſprünglichen Sätze erhöht. 8 
Artikel II. 
Die Verordnung tritt mit dem 1. Juni 1923 in Kraft. : 
Danzig, den 29. Mai 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Frank. 


194 Verordnung 
betreffend Abänderung der Ausführungsbeſtimmungen zum Umſatz⸗ und Luxusſteuergeſetz vom 
4. Juli 1922 (Geſ.⸗Bl. S. 149 ff.) in der Faſſung der Verordnung vom 24. November 1922 
(Geſ.⸗Bl. S. 533). Vom 29. 5. 1923. 
Artikel I. 
1. In Art. 30 D erhält Ziffer 6 folgenden Zuſatz: a N 3 
Vernickelte Rafierapparate mit verfilbertem Stiel, die nicht in Verbindung mit luxuriös 
ausgeſtatteten Behältniſſen und ſonſtigen luxusſteuerpflichtigen Zubehörteilen verkauft werden, 
find luxusſteuerfrei. 


„ Wenn * 


2. Art. 30 D erhält folgende neue Ziffern: 

13. Möbelbeſchläge aus Meſſing. . 

14. Mörſer aus Meſſing, 

15. Meſſingkeſſel zum Einkochen von e 
3. Art. 32 Abſ. (4) erhält folgenden Zuſatz: 


Aus einfachem Porzellan hergeſtelttes Küchen⸗ und Tafelgeſchirr (nicht Sondermarken), 
das bedruckt und mit einfachem Goldrand (licht Poliergold) verſehen iſt, unterliegt nicht der 
Luxusſteuerpflicht. 


4. Art. 33 Abſ. (3 a) erhält folgenden Zuſatz: 


Waſſer- und Teegläſer, Schalen und Teller aus gewöhnlichem Glas mit geringfügigen 
Ausſchleifungen find luxusſteuerfrei. 


5. Art. 33, IV Abſ. 5 wird geſtrichen und erhält folgende neue Faſſung: 


Sämtliches unbelegtes, unbearbeitetes, unfacettiertes, ungeätztes, unvergoldetes, un⸗ 
gemuſtertes Spiegelglas, welches zur Verglaſung von Türen in gewerblichen Betrieben oder 
Schaufenſtern dient, und ſolches, das für Geſchäfte, Kaufhäuſer oder Ausſtellungsräume ver⸗ 
wendet wird, unterliegt nicht der Lurusſteuerpflicht, gleichviel welchen Flächeninhalt die 
Scheiben beſitzen. 

Verglaſungen in Türen und Fenſtern, welche hauswirtſchaftlichen Zwecken dienen, ſind 
luxusſteuerpflichtig, falls ſie aus Spiegelglas beſtehen und einen Flächeninhalt von über 
0,75 qm aufweijen. 


6. Artikel 54 111 Ziffer 2 (Faſſung nach der Verordnung vom 24. 11. 1922) erhält folgenden Zuſatz: 


Diamela⸗Seife von Wolff & Sohn, 

Iſona⸗Bella⸗Seife von Albersheim, Frankfurt a. M., 

Créme-Peri-Geife von Albersheim, Frankfurt a. M., 

4711-Geife Packung Gold von Mülhens, Cöln, 

Igemo⸗Gold⸗Seife von Mouſon, Frankfurt a. M., e 

Bac und Turf⸗Seife von M. Schwarzloſe Söhne, f 8 
Roſe⸗Centifolien⸗Seife von J. F. Schwarzloſe Söhne, 


Lila-Flor-Seife von Guſtav Lohſe, Berlin, 


Lilas⸗Seife von J. F. Schwarzloſe Söhne, 
Muquet⸗Seife von J. F. Schwarzloſe Söhne, 
Ilona⸗Seife von J. F. Schwarzloſe Söhne, 
Full dreß⸗Seife von J. F. Schwarzloſe Söhne, 
Veilchen⸗Tropfen⸗Seife von Wolff & Söhne, 
Indiſche Blumenſeife in Luxuspackung von Wolff & Söhne, 
Lilien⸗Milch⸗Seife mit Veilchen oder Roſen parfümiert von Guſtav Lohſe, Berlin, 
Khaſana⸗Raſier⸗Seife von Albersheim, Frankfurt a. M., 
Akazina⸗Seife von Schwarzloſe Söhne, 
Toilettenjeifen von 
Firma Coty, Paris, 
Landheéric, Paris, 
Dorſay, Paris, 
Simon, Paris. i 


7. Art. 142 Abſ. 1 und 2 erhalten folgenden Wortlaut: 
(1) Eine Befreiung von der Lurusftener tritt bei der Lieferung der in Art. 141 Abf. 1 


genannten Gegenſtände ein: 
a) im Falle der Veräußerung an einen gewerblichen Weiterveräußerer, 
b) beim Vorliegen beſtimmter Verwendungszwecke beim Erwerber, 
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(2) Vorausſetzung der Steuerbefreiung bei der Veräußerung dieſer Gegenſtände iſt: 
\ a) daß fie der Erwerber zur gewerblichen Weiterveräußerung erwirbt und ſich dem 
Lieferer als Wiederveräußerer einwandfrei ausweiſt, 

p) daß der Privatverkäufer wie der Erwerber (Weiterveräußerer) binnen einer Woche 
nach Abſchluß des Kaufvertrages dem zuſtändigen Umſatzſteueramt von dem Rechts⸗ 
geſchäſt Mitteilung machen. 

Die Mitteilungen haben zu enthalten: 
den Namen, Vornamen, Stand und die genaue Adreſſe des Veräußerers (Privat⸗ 
verkäufers) bezw. des Erwerbers (Wiederveräußerers), den Tag der Lieferung, die 
genaue Bezeichnung des Gegenſtandes, den Betrag des vereinbarten Entgeltes, Ort, 
Datum und eigenhändige Unterſchrift des Verpflichteten. 2 
Der unter a) vorgeſchriebene Ausweis wird dadurch erbracht, daß der Käufer des 
Gegenſtandes dem Lieferer eine Beſcheinigung des Steueramtes vorzeigt, die enthält: 
ſeinen Vor- und Zunamen (Firma), ſeinen Wohnort (Sitz) nebſt Straße und Haus- 
nummer, die genaue Bezeichnung der zum ſteuerfreien Erwerbe zugelaſſenen Gegen- 
ſtände, den Grund der Befreiung, die Gültigkeitsdauer und die laufende Nummer, 
einen Vermerk, daß im Falle des Mißbrauches Beſtrafung und außerdem Beſteuerung 
eintritt ohne Rückſicht darauf, ob die Lieferung im Kleinhandel erfolgt oder nicht, Tag 
und Ort der Ausſtellung und Unterſchrift nebſt Stempelaufdruck der ausſtellenden 
Behörde. Der Stempelaufdruck darf nicht vorgedruckt ſein, ſondern iſt in jedem Einzel⸗ 
falle von dem zuſtändigen Beamten vorzunehmen. Die Beſcheinigung iſt ftempel- und 
gebührenfrei zu erteilen. ° 
(3) Abſ. 4 erhält die Bezeichnung Abſ. 3 und im erſten Satz ijt anſtelle der Worte „im Abſ. 2“ 
zu ſetzen „Artikel 141 Abſ. 1“. 
(4) Abſ. 5 erhält die Bezeichnung 4. 
8. Artikel 145 wird geſtrichen. 
9. In Artikel 152 Abſ. (8) wird der zweite und dritte Satz geſtrichen. 
10. In Muſter 8 und 9 werden in der Anleitung (Ziffer 2) die Worte „Luxus- wie nicht luxusſteuer⸗ 
pflichtigen“ bezw. „luxusſteuerpflichtigen“ geſtrichen. 
Artikel II. 
Die in den Ausführungsbeſtimmungen des Umſatz⸗ und Luxusſteuergeſetzes vom 4. Juli 1922 
genannten Preisgrenzen werden auf das 70 fache der urſprünglichen Sätze erhöht. 
Artikel III. 
Die Verordnung tritt mit dem 1. Juni 1923 in Kraft. 
Danzig, den 29. Mai 1923. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Frank. 


195 Verordnung 
zur Anderung der Fernſprechordnung vom 9. Januar 1923. Vom 28. 5. 1923. 
Auf Grund des § 11 des Fernſprechgebührengeſetzes vom 17. September 1921 (Geſetzblatt 
S. 134) wird folgendes beſtimmt: 

1. Die durch die Fernſprechordnung vom 9. Januar 1923 (Geſetzblatt S. 181) feſtgeſetzten 
Gebühren und ſonſtigen Beträge ſind mit 250 zu vervielfältigen. 

2. Dieſe Verordnung tritt mit dem 1. Juni 1923 in Kraſt. Soweit vierteljährlich im voraus 
fällige laufende Gebühren erhöht werden, gilt für die beſtehenden Anlagen die Erhöhung erſt 
vom 1. Juli 1923 ab. Gleichzeitig tritt die Verordnung zur Anderung der Fernſprech⸗ 
ordnung vom 7. Februar 1923 (Geſetzblatt S. 364) außer Kraft. 
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3. Jeder Fernſprechteilnehmer iſt berechtigt, Einrichtungen, deren Gebühren und ſonſtige Beträge = 
durch diefe Verordnung und durch die von der Telegraphenverwaltung nach § 31 I der 
Fernſprechordnung erlaſſenen Beſtimmungen erhöht werden, bis zum 31. Mai 1923 auf den 


1. Juni 1923 bezw. bis zum 30. Juni 1923 auf den 1. Juli 1923 zu kündigen. 
Danzig, den 28. Mai 1923. f 


Poft: und Telegraphenverwaltung der Freien Stadt Danzig. 


J. V. 
Schulz. 


196 Verordnung 


betreffend Anderung der Ferngeſprächsgebühren im Verkehr mit Deutſchland. 
Vom 29. 5. 1923. 


Auf Grund des 8 11 des Fernſprechgebührengeſetzes vom 17. September 1921 (Geſetzblatt 


S. 133 ff.) wird nachſtehende Verordnung erlaſſen: : 
Vom 1. Juni 1923 an wird die Fernſprechgebühr im Verkehr mit Deutſchland in der 
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* 
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J. Entfernungszone (bis 5 km) von 2 Pf. auf 1 Pf. Grundwert feſtgeſetzt mit der Maßgabe, daß die 


Geſprächsgebühr nie geringer ſein darf, als die innere deutſche oder Danziger Gebühr. 


In der Verordnung betreffend Anderung der Fernſprechgebühren im Verkehr mit Deutſchland uſw. 


vom 22. Februar 1923 (Geſetzblatt S. 303) iſt daher im 2. Abſatz der Gebührenſatz bei der Entfernung 


bis zu 5 km einſchließlich mit Wirkung vom 1. Juni 1923 an von 2 Pf. in 1 Pf. zu ändern, ferner 
ſind in dieſer letztgenannten Verordnung wie in der gleichen Verordnung vom 22. März 1923 (Geſetz⸗ 


blatt S. 359) durchweg die Angaben „dem Memelgebiet und Polniſch⸗Oberſchleſien“ zu ſtreichen. 
Danzig, den 29. Mai 1923. 
Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung der Freien Stadt Danzig. 
ee en 
Nordmann. 
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